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Erklärungen für Unternehmen

ERSATZERKLÄRUNG DES NOTARIETÄTSAKTES im Sinne des Art. 47 des DPR 445/2000 
 SELBSTERKLÄRUNG
:

Dieses Formular muss von jedem Partnerunternehmen (Lead Partner sowie Projektpartner) ausgefüllt und digital unterzeichnet werden
	Vorname      
	Nachname      

	geboren am (TT/MM/JJJJ)      
	in (Ort, Provinz, Staat)      


als zeichnungsberechtigte/r Vertreter/in des Unternehmens

	Bezeichnung des Unternehmens     


erklärt folgendes:
UNTERNEHMEN IN SCHWIERIGKEITEN

Der/Die oben genannte zeichnungsberechtigte Vertreter/in, nach Einsichtnahme in Art. 2 Par. 18, Verordnung (EU) Nr. 651/2014,
erklärt,

 FORMCHECKBOX 
 dass sich das eigene Unternehmen nicht in Schwierigkeiten befindet
.

verpflichtet sich

die gegenständliche Erklärung im Falle von Änderungen, welche die wiedergegebenen Daten betreffen, anlässlich jeder weiteren Zuweisung erneut vorzulegen.   

ILLEGALE UND UNVEREINBARE BEIHILFEN

(im Sinne des Art. 1, Abs. 4, a), Verordnung (EU) Nr. 651/2014)

Der/Die oben genannte zeichnungsberechtigte Vertreter/in

erklärt,

 FORMCHECKBOX 
 von der zuständigen staatlichen Behörde keine Aufforderung zur Rückzahlung von staatlichen Beihilfen, die von der Europäischen Kommission als illegal und unvereinbar erklärt wurden, erhalten zu haben.

 FORMCHECKBOX 
 erhaltene staatliche Beihilfen, die von der Europäischen Kommission als illegal und unvereinbar erklärt wurden, in Erfüllung einer von der staatlichen Behörde erhaltenen Rückzahlungsaufforderung zurückgezahlt oder auf ein Sperrkonto hinterlegt zu haben.

verpflichtet sich

die gegenständliche Erklärung im Falle von Änderungen, welche die wiedergegebenen Daten betreffen, anlässlich jeder weiteren Zuweisung erneut vorzulegen und die gegebenenfalls notwendigen Unterlagen einzureichen.

INFORMATION: WIRTSCHAFTLICH-FINANZIELLE UNTERNEHMENSDATEN

Der/Die oben genannte zeichnungsberechtigte Vertreter/in teilt folgende Unternehmensdaten der letzten 2 Geschäftsjahre mit:

	Jahr
	Gewinn und Verlust

(€)
	Mitarbeiter im Bereich F&E (Vollzeitäquivalent) *
	Ausgaben für F&E

(€) *

	     
	     
	     
	     

	     
	     
	     
	     


(Geben Sie die Daten der letzten beiden Geschäftsjahre an.)

* Auszufüllen für Projekte im Rahmen der Prioritätsachse 1, falls zutreffend.

ERKLÄRUNG: UNTERNEHMENSGRÖSSE (A)

Der/Die oben genannte zeichnungsberechtigte Vertreter/in

erklärt,

dass es sich beim Antragsteller um ein Unternehmen gemäß Anlage I der Verordnung (EU) der Kommission Nr. 651/2014 vom 17. Juni 2014 handelt.

 FORMCHECKBOX 
 Neues Unternehmen (Start up)
(Als neues Unternehmen ist im Sinne des Art. 22 der Verordnung (EU) 651/2014 der Kommission vom 17.06.2014 jenes einzustufen, welches vor weniger als 5 Jahren vor Gewährung der Beihilfe gegründet wurde.)

Anmerkung: im Falle, dass das Unternehmen über keine Bilanzdaten verfügt, ist es notwendig, den dreijährigen Businessplan beizufügen.

	Jahr
	Beschäftigte
	Umsatz (€)
	Bilanzsumme (€)

	     
	     
	     
	     

	     
	     
	     
	     


(Daten der letzten zwei Geschäftsjahre einfügen.)

	 FORMCHECKBOX 
 Kleinstunternehmen
	< 10 Beschäftigte und
	 ≤ 2 Mio € Umsatz oder

	
	
	 ≤ 2 Mio € Bilanzsumme

	 FORMCHECKBOX 
 Kleinunternehmen
	< 50 Beschäftigte und
	≤ 10 Mio € Umsatz oder

	
	
	≤ 10 Mio € Bilanzsumme

	 FORMCHECKBOX 
 Mittelunternehmen
	< 250 Beschäftigte und
	≤ 50 Mio € Umsatz oder

	
	
	≤ 43 Mio € Bilanzsumme

	 FORMCHECKBOX 
 Großunternehmen
	≥ 250 Beschäftigte und
	> 50 Mio € Umsatz oder

	
	
	> 43 Mio € Bilanzsumme


(Bitte beachten Sie: Um als Klein- oder Mittelunternehmen (KMU) zu gelten ist es notwendig, in zwei aufeinander folgenden Geschäftsjahren unter dem Schwellenwert für die Beschäftigtenanzahl und unter einem der beiden anderen Grenzwerte (Umsatz, Bilanzsumme) zu liegen.)

und erklärt,

dass andere Unternehmen zu 25% oder mehr beteiligt sind und/oder dass es zu 25% oder mehr Beteiligungen an anderen Unternehmen hält:

	 FORMCHECKBOX 
 nein
	
	 FORMCHECKBOX 
 ja

	
	
	(In diesem Falle füllen Sie die folgende Tabelle „Unternehmensgröße (B)“ aus.)


ERKLÄRUNG: UNTERNEHMENSGRÖSSE (B)

(nur im Falle von beherrschten bzw. Unternehmen mit Beteiligungen auszufüllen)

Der/Die oben genannte zeichnungsberechtigte Vertreter/in

erklärt,

dass andere Unternehmen zu 25% oder mehr beteiligt sind und/oder, dass es zu 25% oder mehr Beteiligung an anderen Unternehmen hält:

Informationen zu den Unternehmen, welche am Antragstellenden Unternehmen beteiligt sind

	Unternehmen 
	Jahr      
	Jahr      

	
	Anteil %
	Beschäftigte
	Jahres-umsatz
	Bilanz-summe
	Anteil %
	Beschäftigte
	Jahres-umsatz
	Bilanz-summe

	     
	     
	     
	     
	     
	     
	     
	     
	     


Informationen zu den Unternehmen, an denen das Antragstellende Unternehmen beteiligt ist

	Unternehmen
	Jahr      
	Jahr      

	
	Anteil %
	Beschäftigte
	Jahres-umsatz
	Bilanz-summe
	Anteil %
	Beschäftigte
	Jahres-umsatz
	Bilanz-summe

	     
	     
	     
	     
	     
	     
	     
	     
	     


ERKLÄRUNG: DE MINIMIS REGIME (1)
Erklärung auszufüllen von Unternehmen, die um DE MINIMIS Beiträge ansuchen (Antragstellendes Unternehmen)
Der/Die oben genannte zeichnungsberechtigte Vertreter/in

erklärt,

 FORMCHECKBOX 
 in den letzten 3 Jahren folgende Zuschüsse von Seiten beitragsgewährender Körperschaften mit Anwendung der „de minimis“ Regelung erhalten zu haben:

	
	Unternehmen, dem de minimis gewährt worden ist 
	Beitrags-gewährende Körperschaft 


	Gesetzlicher/verwaltungsmäßiger Bezug, der die Vergünstigung vorsieht 
	Art und Datum der Beitragsgewährenden Maßnahme 
	EU VO de minimis
	Höhe des “de minimis”- Beitrages

	
	
	
	
	
	
	gewährt
	liquidiert


	1
	
	
	
	
	
	
	

	2
	
	
	
	
	
	
	

	3
	
	
	
	
	
	
	

	INSGESAMT
	
	


 FORMCHECKBOX 
 keine Zuschüsse von Seiten beitragsgewährender Körperschaften aufgrund der “de minimis” Regelung in den letzten 3 Jahren erhalten zu haben;

 FORMCHECKBOX 
 verpflichtet sich

allfällige zwischen der Abgabe dieser Erklärung und der Gewährung des Beitrages erhaltene Zuschüsse mit Anwendung der „de minimis“ Regelung dem zuständigen Amt ohne Verzug mitzuteilen;

 FORMCHECKBOX 
 ersucht *

um einen Beitrag laut “de minimis” Regelung aufgrund des beiliegenden Beitragsgesuches und im Rahmen des vorgesehenen Höchstbetrages;

 FORMCHECKBOX 
 bestätigt *

dass die Zuschüsse, welche aufgrund der „de minimis“ Regelung im laufenden Finanzjahr sowie in den zwei vorhergehenden Finanzjahren von einem Mitgliedstaat erhalten wurden (gewährt bzw. ausbezahlt), einschließlich des beiliegenden Gesuches, nicht die Gesamtsumme von 200.000,00 EURO überschreiten und somit die „de minimis“ Verordnung (EU) Nr. 1407/2013
 eingehalten wird.

Ort und Datum                                                                                                               

Unterschrift
(der/die zeichnungsberechtigte Vertreter/-in)

ERKLÄRUNG: DE MINIMIS REGIME (2)
Erklärung vom Unternehmen, das andere Unternehmen kontrolliert oder von diesen kontrolliert wird

Der/Die zeichnungsberechtigte Vertreter/in des Unternehmens ……….…………, welches das antragstellende Unternehmen ……………………….. mit Bezug auf den öffentlichen Aufruf kontrolliert oder von diesem kontrolliert wird
	Vorname      
	Nachname      

	geboren am (TT/MM/JJJJ)      
	in (Ort, Provinz, Staat)      


erklärt,

 FORMCHECKBOX 
 in den letzten 3 Jahren folgende Zuschüsse von Seiten beitragsgewährender Körperschaften mit Anwendung der „de minimis“ Regelung erhalten zu haben:

	
	Beitragsgewährende Körperschaft 
	Gesetzlicher/verwaltungsmäßiger Bezug, der die Vergünstigung vorsieht
	Art und Datum der Beitragsgewährenden Maßnahme
	EU VO de minimis 
	Höhe des “de minimis”- Beitrages

	
	
	
	
	
	gewährt
	liquidiert 


	1
	
	
	
	
	
	

	2
	
	
	
	
	
	

	3
	
	
	
	
	
	

	INSGESAMT
	
	


 FORMCHECKBOX 
 keine Zuschüsse von Seiten beitragsgewährender Körperschaften aufgrund der “de minimis” Regelung in den letzten 3 Jahren erhalten zu haben;

 FORMCHECKBOX 
 verpflichtet sich

allfällige zwischen der Abgabe dieser Erklärung und der Gewährung des Beitrages erhaltene Zuschüsse mit Anwendung der „de minimis“ Regelung dem zuständigen Amt ohne Verzug mitzuteilen;

 FORMCHECKBOX 
 bestätigt *

dass die Zuschüsse, welche aufgrund der „de minimis“ Regelung im laufenden Finanzjahr sowie in den zwei vorhergehenden Finanzjahren von einem Mitgliedstaat erhalten wurden (gewährt bzw. ausbezahlt), einschließlich des beiliegenden Gesuches, nicht die Gesamtsumme von 200.000,00 EURO überschreiten und somit die „de minimis“ Verordnung (UE) Nr. 1407/2013
 eingehalten wird.

Ort und Datum

Unterschrift

(der/die zeichnungsberechtigte Vertreter/-in)

Der/Die zeichnungsberechtigte Vertreter/in des antragstellenden Unternehmens
erklärt:

· die Richtigkeit und Vollständigkeit der im Ansuchen angegebenen Erklärungen;
· für weitere Auskünfte zur Verfügung zu stehen;
· sicherstellen, dass Vorhaben, für die um Unterstützung aus den Fonds angesucht wird, keine Aktivitäten umfassen, die zu einem Vorhaben gehören, bei dem infolge einer Produktionsverlagerung außerhalb des Programmgebiets ein Wiedereinziehungsverfahren gemäß Artikel 71 der Verordnung (EU) 1303/2013 eingeleitet wurde oder werden sollte;
· sich zur Einhaltung der Bestimmungen über den Schutz der Gesundheit und der körperlichen Unversehrtheit der Arbeitnehmer/innen sowie zur Pflichteinstellung von Invaliden und zur Einhaltung der Kollektivverträge zu verpflichten;
· alle Rechtsvorschriften über den Schutz der Luft, des Wassers und des Bodens einzuhalten;

· in den zwei Jahren vor Einreichung des Gesuchs die Sozialversicherungsbeiträge ordnungsgemäß entrichtet zu haben;
· den nötigen Kontrollen in Bezug auf die gewährten Beihilfen von Seiten der Programmbehörden einzuwilligen;
· über die für die Umsetzung des vorgeschlagenen Projekts notwendige wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähigkeiten zu verfügen;

· über die für die Umsetzung des Projekts notwendige technische, berufliche administrative und operationelle Leistungsfähigkeit zu verfügen und insbesondere über ausreichend Humanressourcen und technische Mittel zu verfügen;

· in Kenntnis zu sein, dass die Vorlage von Erklärungen, die nicht der Wahrheit entsprechen oder das Vorenthalten von notwendigen Informationen bzw. das Vorlegen von falschen Unterlagen sowie die Unterlassung von erforderlichen Auskünften, gemäß welchen unrechtmäßig und absichtlich eine Förderung erlangt wurde, den Widerruf der gesamten gewährten Förderung sowie die Archivierung des entsprechenden Ansuchens mit sich bringt. Die Auferlegung von eventuellen verwaltungs- und strafrechtlichen Sanktionen bleibt unverändert.

ALLGEMEINE VERPFLICHTUNGEN

Mit Gewährung der Förderungen übernehmen die Begünstigten die nachstehend angeführten Verpflichtungen:

a) die Förderungsempfänger dürfen im Sinne des Art. 71 der Verordnung (EU) 1303/2013 die Produktionseinheit für mindestens fünf Jahre ab dem Datum der Genehmigung nicht verlegen,
b) die Förderungsempfänger müssen im Sinne des Art. 71 der Verordnung (EU) 1303/2013 die im Antrag genannten und bei der Beurteilung des Projektes anerkannten Projektmerkmale, die zur Zuweisung der Punktezahl geführt haben, für mindestens fünf Jahre ab dem Datum der Beihilfegewährung beibehalten, außer in den dem Begünstigten nicht anzulastenden Fällen, die ausreichend begründet und dokumentiert sein müssen,

c) Im Falle der Beitragsgewährung kann eine entsprechende Versicherungs- oder Bankbürgschaft (Bankgarantie) verlangt werden.

Ort und Datum

Unterschrift

(der/die zeichnungsberechtigte Vertreter/-in)
� Diese Erklärung ist auch für öffentliche Begünstigte erforderlich, wenn sie eine wirtschaftliche Tätigkeit ausführen.


� Die Ersatzerklärung des Notarietätsaktes laut Art. 47 des DPR 445/2000 unterliegt geeigneten Überprüfungen laut Art. 71 desselben DPR.


� Diese Erklärung wird nach österreichischem Recht als Selbst- bzw. eidesstattliche Erklärung angesehen. Alle Angaben sind nach bestem Wissen und Gewissen zu machen. Sollten sich Änderungen zu diesen Angaben ergeben, sind diese unverzüglich schriftlich bekannt zu geben. Falschangaben können den Straftatbestand des Betrugs erfüllen, woraus sich strafrechtliche Konsequenzen ergeben können.


� Für die Definition der Unternehmen in Schwierigkeiten vgl. Verordnung (EU) Nr. 651/2014, Art. 2, Par. 18.





� den tatsächlich liquidierten Saldobetrag angeben, wenn dieser niedriger ist als der gewährte Betrag, und /oder den Betrag angeben, der dem Antragstellenden Unternehmen zugewiesen wurde im Falle von Aufspaltung und /oder der Betrag, der dem abgetretenen Unternehmenszweig zugewiesen wurde. 


* nur anzukreuzen falls relevant.


� Wenn eine spezifische De-minimis Verordnung (VO Nr. 1408/2013 - de minimis im Bereich Landwirtschaft, VO Nr. 717/2014 - de minimis im Fischerei- und Aquakultursektor oder VO Nr. 360/2012 – DAWI) zur Anwendung kommt, gelten die darin vorgesehenen Höchstbeträge.


� Die europäische Staatshilfenregelung sieht eine Einschränkung der Beitragsmöglichkeiten zu Gunsten von Betrieben vor. Die laut der sog. “de minimis” Regelung vergebenen Beihilfen werden als nicht wettbewerbsverzerrend betrachtet und unterliegen nicht der Meldepflicht. Die laut VO 1407/2013 von einem Mitgliedstaat vergebenen Beihilfen zugunsten eines Unternehmens dürfen in einem Zeitraum von drei Jahren (laufende Finanzjahr plus zwei Vorjahre) 200.000 Euro nicht überschreiten. Drei Jahre nach Gewährung fällt eine Beihilfe nicht mehr in die Berechnungsgrundlage. Die Beihilfen laut „de minimis“ Regelung müssen bei Gewährung von der Verwaltung explizit als solche erklärt werden. Nicht aufgrund der „de minimis“ Regelung vergebene Beiträge werden zur Ermittlung der 200.000 Euro Grenze nicht berücksichtigt.





� Diese Erklärung ist nur dann erforderlich, falls das Unternehmen, welches das antragstellende Unternehmen kontrolliert oder von diesem kontrolliert wird, dadurch zum "einzigen Unternehmen" wird. 


� den tatsächlich liquidierten Saldobetrag angeben, wenn dieser niedriger ist als der gewährte Betrag, und /oder den Betrag angeben, der dem Antragstellenden Unternehmen zugewiesen wurde im Falle von Aufspaltung und /oder der Betrag, der dem abgetretenen Unternehmenszweig zugewiesen wurde. 


* nur anzukreuzen falls relevant.


� Wenn eine spezifische De-minimis Verordnung (VO Nr. 1408/2013 - de minimis im Bereich Landwirtschaft, VO Nr. 717/2014 - de minimis im Fischerei- und Aquakultursektor oder VO Nr. 360/2012 – DAWI) zur Anwendung kommt, gelten die darin vorgesehenen Höchstbeträge.


� Die europäische Staatshilfenregelung sieht eine Einschränkung der Beitragsmöglichkeiten zu Gunsten von Betrieben vor. Die laut der sog. “de minimis” Regelung vergebenen Beihilfen werden als nicht wettbewerbsverzerrend betrachtet und unterliegen nicht der Meldepflicht. Die laut dieser Regelung von einem Mitgliedstaat vergebenen Beihilfen zugunsten eines Unternehmens dürfen in einem Zeitraum von drei Jahren (laufende Finanzjahr plus zwei Vorjahre) 200.000 Euro nicht überschreiten. Drei Jahre nach Gewährung fällt eine Beihilfe nicht mehr in die Berechnungsgrundlage. Die Beihilfen laut „de minimis“ Regelung müssen bei Gewährung von der Verwaltung explizit als solche erklärt werden. Nicht aufgrund der „de minimis“ Regelung vergebene Beiträge werden zur Ermittlung der 200.000 Euro Grenze nicht berücksichtigt.
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